
rung der Deutschen Demokratischen Republik auf An­
trag des Ministeriums für Planung zuständig17).

Zu den einzureichenden Unterlagen gehört eine Er­
klärung des in Frage kommenden Kreditinstituts, daß 
der Kredit im Rahmen der Möglichkeiten eines Kredit- 
planes liegt. Ferner bedürfen bestätigte Lizenzen, für 
die Kredite in Anspruch genommen werden, der Gegen­
zeichnung durch das Kredit gewährende Kreditinstitut. 
Die Räte der Städte und Kreise erhalten Kontroll­
ziffern, in deren Rahmen sie Lizenzen für Bauten er­
teilen dürfen. Die Kontrollziffern für lizenzpflichtige 
Bauten sind im Volkswirtschaftsplan 1950 in den Bau- 
wirtsehaftsplänen der Länder enthalten. Überschrei­
tungen bedürfen der Genehmigung des die gesamte 
Planung koordinierenden Republikministeriums, des 
Ministeriums für Planung. Die erforderlichen Geld­
beträge werden von den Lizenzträgem aus eigenen 
Mitteln oder durch Kredite aufgebracht. Erforderliche 
Materialien werden durch den für den Lizenzträger zu­
ständigen Komtingentträger zur Verfügung gestellt. 
Kontrollrecht haben außer den die Lizenz erteüenden 
Stellen die Kreditinstitute für die ordnungsgemäße 
Verwendung der von ihnen gewährten Mittel. Die 
Lizenzträger sind ihnen auskunftspflichtig und haben 
die einschlägigen Unterlagen vorzulegen.

Die im Investplan bestätigten Investitionen und Ge­
neralreparaturen sowie die erteilten Lizenzen bilden 
die Grundlagen für die Aufstellung des Bauwirtschafts­
planes. Die Bauileistungen umfassen den überwiegen­
den Teil der im Volkswurtschaftsplan für Investitionen 
bereitgestellten und der von den Lizenzträgern aufzu- 
bringenden Mittel. Der Bauwirtschaftsplan enthält die 
Bauleistungen für das Planjahr, die Planzahlen für die 
Quartale und verteilt die Bauleistungen durch Produk­
tionsauflagen an die zentral- und landesverwalteten 
sowie die kommunalverwalteten volkseigenen Bau­
betriebe. Die privaten Baubetriebe werden durch Ver­
träge über Bauleistungen, die sie mit volkseigenen 
Baubetrieben sowie Investitions- und Lizenzträgem 
abschließen, in die Planung einbezogen. Verantwortlich 
für die Durchführung des Bauwirtschaftsplanes sind 
das Ministerium für Industrie der Republik für die 
zentralverwalteten volkseigenen Baubetriebe, die Lan­
desregierungen für die landes- und kommunalverwal­
teten volkseigenen Baubetriebe sowie für die privaten 
Baubetriebe und das Ministerium für Aufbau der Re­
publik für die Festlegung, Einhaltung und Über­
wachung einheitlicher, fortschrittlicher Prinzipien in 
Gestaltung, Konstruktion und Ausführung der Bauten.

Damit sind die leitenden Gesichtspunkte für die der­
zeitige organisatorische Lösung der Aufgaben, die die 
Durchführung des Investitionsplanes stellt, aufgezeigt.

Die Deutsche Demokratische Republik ist ein Staat, 
in dem erstmalig in der deutschen Geschichte die un­
mittelbaren Produzenten die Träger der Staatsgewalt 
sind. Die Schaffung des Volkseigentums und die stän­
dige Erweiterung der volkseigenen Wirtschaft sichern 
und festigen die antifaschistisch-demokratische Ord­
nung. Dieser neue, grundlegend andersartige Charakter 
des antifaschistisch-demokratischen Staates gegenüber 
allen bisherigen deutschen Staatstypen und ihren Staats­
formen äußert sich nicht nur in der andersartigen 
Struktur des Regierungs- und Verwaltungsapparates, 
in dem 10 von 15 Ministerien ihren Zuständigkeits­
bereich in der Verwaltung der Wirtschaft haben, in 
dem also die Wirtschaftsverwaltung den Schwerpunkt 
der staatlichen Verwaltung bildet; nicht nur darin, daß 
die in der staatlichen Verwaltung tätigen Menschen 
nicht mehr Beamte, nicht mehr Funktionäre des Unter­
drückungsapparates eines Ausbeuterstaates, sondern 
der Kontrolle des Volkes unterstehende, für ihre Tätig­
keit rechenschaftspflichtige Angestellte des öffentlichen 
Dienstes sind; nicht nur darin, daß es neben den 
Steuern und Zöllen eine zweite große, in ihrer Bedeu­
tung wachsende Einnahmequelle des Staates gibt, die 
Gewinne und weiteren Leistungen der volkseigenen 
Wirtschaft; sondern auch darin, daß die im antifaschi­
stisch-demokratischen Staat organisierte werktätige 
Bevölkerung durch ihren gemeinsamen Willen be­
stimmt, wie groß der Anteil des Gesamtproduktes ist.

17) § 3 Abs. 2 der VO über die lizenzpflichtigen Investitionsvor­
haben. GBl. S. 328.
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der zur Erweiterung der Anlagen in allen Wirtschafts­
zweigen sowie auf dem Gebiete des Gesundheitswesens 
und der Kultur verwendet wird und wie diese Anteile 
auf die einzelnen Bereiche zu verteilen sind. In den kapi­
talistischen Staaten, gleichgültig welche Staatsform sie 
haben mögen, entscheiden hierüber die Kapitalisten als 
Klasse, wobei die Gesamtheit ihrer individuellen Ent­
scheidungen durch die ökonomischen Gesetze des Kapi­
talismus bestimmt wird. Es erweist sich hier wieder­
um, daß die wirkliche Souveränität, auch in der for­
malen Demokratie, das Kapital als Klasse ausübt. Dies 
ergibt sich aus den kapitalistischen Distributionsver­
hältnissen, die zugleich in ihren Rechtsformen aufge­
zeigt werden sollen.

Alis Klassengesellschaft auf der Basis des kapitali­
stischen Privateigentums gliedert sich die kapitalisti­
sche Gesellschaft in die beiden Grundklassen der nicht 
arbeitenden Eigentümer der Produktionsmittel und der 
arbeitenden NAchteigentümer18), in Kapitalisten und 
Lohnarbeiter, wobei es in der konkreten Wirklichkeit 
selbstverständlich eine Reihe von Mischformen gibt. 
Von dem von den unmittelbaren Produzenten herge­
stellten Gesamtprodukt erhalten die Lohnarbeiter ledig­
lich das notwendige Produkt, d. h. den zur Wiederher­
stellung ihrer Arbeitskraft und zur Heranbildung der 
neuen Generation der Lohnarbeiter notwendigen An­
teil an Lebensmitteln und Gebrauchsgütem. Juristisch 
wird dieser Anteil am Gesamtprodukt einzeln oder 
kollektiv in den Bedingungen des Arbeitsvertrages — 
nicht nur hinsichtlich des Entgelts — festgelegt.

Den über diesen Anteil hinaus hergestellten Teil des 
Gesamtproduktes, das Mehrprodukt, eignet sich die 
Kapitalistenklasse auf Grund ihres Eigentumstitels an. 
Die Rechtsformen, in denen diese Aneignung erfolgt, 
sind verschiedenartig; es ist nicht nur das Eigentum an 
den Produktionsmitteln. Kraft des Eigentumsrechts 
ist zunächst der Industriekapitalist der Eigentümer der 
hergestellten Produkte, in deren Wert auch der Wert 
des Mehrproduktes, der Mehrwert, enthalten ist. Er 
muß die Ware in Geld verwandeln. Mit dem Kaufver­
trag realisiert er seinen Anteil am Mehrwert, den Profit, 
und überträgt zugleich einen weiteren Teil des Mehr­
wertes in der Ware an den Handelskapitalisten, der ihn 
wiederum durch Weiterverkauf realisiert. Weitere An­
teile fließen an den Finanzkapitalisten durch Zahlung des 
Zinses für übernommenes fremdes Geld, sei es in der 
Form des Darlehns, des Wechsels, der Hypothek oder der 
Obligation oder des Miet- oder Pachtzinses für Grund­
stücke oder andere Produktionsmittel. Bei der Aktien­
gesellschaft und der Gesellschaft mit beschränkter Haf­
tung ist der juristische Eigentümer der Produktionsmittel 
die juristische Person. Die Aktionäre und Gesellschafter 
erhalten Anteile des Mehrwertes in ihren Dividenden 
und Gewinnen auf die Geschäftsanteile und in sonsti­
gen Gewinnzuweisungen. In allen diesen konkreten 
Rechtsformen kommt das Wesen des kapitalistischen 
Privateigentumsrechts als des Rechts auf Aneignung der 
unbezahlten Arbeit des Lohnarbeiters, als des Rechts 
auf Aneignung des Mehrwertes zum Ausdruck.

Damit enthüllt sich zugleich die wahre Natur der 
bürgerlich-rechtlichen Vertragsfreiheit, der sog. Privat­
autonomie. Dieses ganze, nach dem Willen der 
Kapitalisten und -unter ihnen wieder nach dem Willen 
der ökonomisch stärksten, gestaltete Vertragssystem 
regelt die Bestimmung der Höhe des notwendigen Pro­
duktes, die Realisierung des Mehrwertes, und die Ver­
teilung des- Mehrwertes unter die Kapitalisten. Es 
regelt somit die Einkommensverhältnisse.

Die nicht arbeitenden Eigentümer eignen sich das 
Mehrprodukt an. Nach dem kapitalistischen Recht liegt 
es in ihrem Belieben, welchen Teü davon sie für die 
individuelle Konsumtion, für ihren Bedarf und ihren 
Luxus, und welchen Teil davon sie für die Erweite­
rung der Anlagen verwenden, welchen Teil sie akku­
mulieren. Juristisch ergibt sich dies wiederum nach 
deutschem bürgerlichen Recht aus dem § 903 BGB, 
dessen Formulierung einen vielfältigen realen Inhalt 
verbirgt. In Wirklichkeit wird aber auch hierbei ihr 
Wille durch die ökonomischen Gesetze bestimmt.

iS) s. M a r x ,  Das Kapitel, I, S. 801 ft.


